
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 08.05.2015 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. IX/211 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 20.05.2015 

 
 

 

Betreff: Erörterung der Beitragserhebung für Wirtschaftswege im 

Gemeindegebiet im Rahmen der Satzung über die Erhebung von 

Beiträgen nach § 8 Kommunalabgabengesetz (KAG NRW) 
 

 

FB/Az.: FB IV/969.64 
 

 

Produkt: 57/12.001 Straßen, Wege, Plätze und Verkehrsanlagen 
 

 

 

Bezug: Rat, 29.04.2015, TOP 8 ö.S., SV IX/097/2 
 

 

Finanzierung 

Höhe der Kosten:  

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:  

Über-/ außerplanmäßige Aufwendung/ 
Auszahlung in Höhe von:  

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:  
 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht vorgesehen. 
 
 
 

 

Sachverhalt: 
 
In seiner Sitzung am 29.04.2015 hat der Rat der Gemeinde Rosendahl die Neufassung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kommunalabgabengesetz (KAG 
NRW) für straßenbauliche Maßnahmen (Straßenbaubeitragssatzung) der Gemeinde Ro-
sendahl beschlossen, mit Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Rosendahl Nr. 4 
vom 06.05.2015 ist diese Straßenbaubeitragssatzung nunmehr rechtskräftig. 
 
Die Straßenbaubeitragssatzung beinhaltet unter anderem auch die Beitragserhebung für 
straßenbauliche Maßnahmen an Wirtschaftswegen. Nach Beschlussfassung der Bei-
tragssatzung wurde darum gebeten, in der nächsten Planungs-, Bau- und Umweltaus-
schusssitzung eine detaillierte Darstellung der nach der Straßenbaubeitragssatzung fest-
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gesetzten Merkmale und Verteilungsregelungen darzulegen sowie auch über mögliche 
Auswirkungen zu beraten. 
 
Da es in der Region nur sehr wenige Erfahrungswerte hinsichtlich der Anwendung einer 
Straßenbaubeitragssatzung auf Wirtschaftswege im Außenbereich gibt und in der Folge 
auch geringe Bezugsmöglichkeiten in der Rechtsprechung, wird die Teilnahme eines 
Fachanwaltes für sinnvoll erachtet. Daher wurde Herr Dr. Klaus Grünewald, Fachanwalt 
für Verwaltungsrecht der Kanzlei Baumeister Rechtsanwälte, Münster, zur Sitzung einge-
laden. Er wird die beitragsrechtlichen Auswirkungen ausführlich erläutern und für Nach-
fragen der Ausschussmitglieder zur Verfügung stehen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht vorgesehen. 
 
 
 
Im Auftrage: Kenntnis genommen: 
  

Roters 
Fachbereichsleiterin 

Niehues 
Bürgermeister 

 
 
 

Anlage(n): 

 
Straßenbaubeitragssatzung der Gemeinde Rosendahl (mit Markierung der für 
Wirtschaftswege relevanten Absätze)  
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